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Bund «Wochenende»

Tina Turner war
der erste weibliche
Superstar. Heute
geben im Pop die
Frauen den Ton an.

Wirtschaft

Flight Attendants
stellte die Swiss letztes
Jahr ein. Doch reicht
das für den Reiseboom?

1000

Bund «Wochenende»

Heidi Klumwird 50.
Als Unternehmerin und
Model ist die Deutsche
omnipräsent.
Einblick in eine schöne
Erfolgsgeschichte.

FallStäfa:
MehrSchutz
fürOpfervon
Internet-Hetze
Es gibt Handlungsbedarf beim «Doxing». Justizminis-
terin Elisabeth Baume-Schneider packt das nun an.

Othmar vonMatt undDoris Kleck

SVP-Nationalrat Andreas Glarner hat
in den letzten vier Jahren gleich zwei-
malTelefonnummernvonLehrperso-
nal im Internet veröffentlicht. 2019
stellteerDateneinerLehrerin insNetz,
nachdemsieSchulkinder imRamadan
unterstützt hatte. Und imMai verbrei-
teteerdieTelefonnummereinerSchul-
sozialarbeiterin in Stäfa im Netz, die

danachDrohungenerhielt. InderFach-
sprache wird als Doxing bezeichnet,
wennDateneinerPersonungefragt ins
Netz gestellt werden.

Bislang ist das noch nicht strafbar.
DochdasBundesamt fürKommunika-
tion und das Bundesamt für Justiz prü-
fen derzeit die Frage, «wie man recht-
lich auf Gewalt im Internet reagieren
kann»:Das sagt JustizministerinElisa-
beth Baume-Schneider im grossen
Interview. Die amtsjüngste Bundes-
rätin betont, dass das unabhängig vom
«Fall Stäfa»geschehe:«Auchdas soge-
nannte Doxing wird angeschaut, also
das Veröffentlichen privater Informa-
tionen mit bösen Absichten.»

Die Tonalität im Fall Stäfa mache
sie «traurig», sagt Baume-Schneider.
«EsgehtnichteinfachumdenGender-
tagoderumLinksoderRechts.Esgeht
umdieFähigkeit,mitanderenMeinun-
genumzugehenundsiezuakzeptieren.
Wirmüssensehraufmerksamseinund
auf solcheExzesse reagieren.»Siever-
stehe nicht, dass man Schulen vor-
schreiben wolle, nur ein bestimmtes
traditionelles Geschlechtermodell zu
verbreiten. Grosses Interview

Vor dem letzten Saisonspiel des FC Basel erläutert Heiko
Vogel, warum es alternativlos war, so lange die Doppel-
funktion Sportdirektor/Trainer auszuüben, wieso dies
gesundheitsgefährdend war und wie sehr das Wohl des
FCB davon abhängt, ob er am Montag gegen GC Platz 5
unddamit denEuropacup sichert.Sport Bild: Kenneth Nars

HeikoVogel im Interview Nachrichtendienst
siehtRadikalisierung
Klimabewegung DreiWochenvordem
UrnengangüberdasKlimaschutzgesetz
spitzt sich der Abstimmungskampf zu.
Die SVP verschickt Kampagnenmate-
rial, dessen Argumente von Wissen-
schafternals falschbezeichnetwerden.
Bei der Kampagne der Befürworter
spielendieParteieneineungewöhnlich
kleine Nebenrolle. Und der Nachrich-
tendienst des Bundes rechnet bei der
Klimabewegung, die zunehmend auf
zivilen Ungehorsam setzt, in Zukunft
mit einer weiteren Radikalisierung.
(cbe/kn/att) Schwerpunkt, Meinung

US-Milliardär ziehtdas
LändlederSchweiz vor
Datenguru Der bekannte Milliardär
und Chef des Datenkonzerns Palantir,
AlexKarp, hat seinHaus inFreienbach
imKantonSchwyznachnureinemJahr
verkauft. Er wohnt nun in Triesenberg
imFürstentumLiechtenstein.DieHoff-
nungen auf millionenhohe Steuerzah-
lungenanGemeinde,KantonundBund
haben sich zerschlagen. (be) Schweiz

ElisabethBaume-Schneider
Bundesrätin

«Esgehtumdie
Fähigkeit,mit anderen
Meinungenumzugehen
undsie zuakzeptieren.
Wirmüssenauf solche
Exzesse reagieren.»

GLP lanciertBäumle
fürsPUK-Präsidium
Fall CS/UBS Die Grünliberalen erhe-
ben mit dem Luzerner Roland Fischer
und ihremehemaligenParteichef,Mar-
tin Bäumle, Anspruch aufs PUK-Präsi-
dium. Das sagt Fraktionschefin Tiana
Moserexklusiv inder«SchweizamWo-
chenende».Derweilwirdklar, dassdie
CS ihre Akten gar nicht herausrücken
müsste. (sbü/mpa) Schweiz, Wirtschaft

DerWettbewerb fürdasNauentor
hat einenProjektsieger
Basler Rostbalken Das Nauentor
kommt der Realisierung einen Schritt
näher. IneinemArchitekturwettbewerb
hatdie JurydasSiegerprojektgekürt.Es
wurde von den drei Büros Bruther (Pa-
ris, Zürich), Jans Kinsbergen (Zürich)
und Truwant + Rodet (Basel) gekürt.
Die Projektstudie stelleeinenzukunfts-
weisendenBeitrag für dieTransforma-

tion der monofunktionalen Gewerbe-
undBüronutzungzueinemlebendigen,
identitätsstiftenden Stadtbaustein dar,
heisst es inderWürdigung.Bis zurRea-
lisierung ist noch viel Arbeit nötig.
Schliesslich ist das Nauentor wohl das
komplexesteHochbauprojekt, das je in
der Region in Angriff genommen
wurde. (cm) Region

Basta fehlenKandidierendenach
TrennungvonGrünen
WahlenNachdemEntscheidderBasler
Grünen,nichtmehrgemeinsammitder
Basta bei Wahlen anzutreten, fehlen
der Linkspartei die Leute für die Bür-
gergemeinderatswahlen vom 18. Juni.
Nur21von40Listenplätzekannsie fül-
len.Dadiegemeinsame Jungpartei nä-
her an die Grünen rückt und die Basta
nicht mehr Mutter-, sondern nur noch

«Gotti»-Partei ist, droht längerfristig
einNachwuchsproblem.Dazukommt,
dass jungeMenschen,welche sichbeim
Klimastreik engagieren, eher bei den
Grünen indie institutionellePolitik ein-
steigenalsbeiderBasta.BeidenGross-
ratswahlen im nächsten Jahr muss die
Basta99Personenfinden, umdieListe
zu füllen. (anm) Region

SVP-Grossrätinmuss
vorGericht
Prozess Die ehemalige Spitzenfech-
terinundSVP-GrossrätinGiannaHab-
lützel-BürkimusswegenVerleumdung
vor Gericht. Hintergrund ist ein Streit
im Schweizerischen Fechtverband.
Hablützel-Bürki hat im Internet Kor-
ruptionsvorwürfe geäussert. Zu den
Klägern gehört auch Anwalt Gabriel
Nigon, der für die LDP in den Grossen
Rat nachrückt. (hys) Region
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Interview

Google undCo. sollen künftig die Schweizer
Medien für ihre Inhalte entschädigen, sagt Elisabeth
Baume-Schneider. Und die Justizministerinwird
deutlich, wenn es umden «Fall Stäfa» geht.

«Wir müssen auf solche Exzesse reagieren»
WaswardieAntwort?
Dass ich eine Politikerin bin. Aber jün-
ger als in der Realität.

ChatGPTwusstenicht, dass Sie
Bundesrätin sind?
(lacht) Nein.

Fast schonberuhigend, sonst
hätteChatGPThellseherische
Fähigkeiten. SeinKenntnisstand
beruht auf September 2021.Da
warenSienochnicht gewählt.
ZueinemanderenThema. Sie sind
auchGesellschaftsministerin.
Ja, mein Departement ist unglaublich
vielseitig. Die Migrationsfrage steht
stark im Fokus der Öffentlichkeit. An-
dereThemen,bei denen ichviel bewir-
kenkann,werdenwenigerwahrgenom-
men.

InderDeutschschweiz lassen
GenderfragendieWogen
hochgehen. InderRomandie auch?
Genderdiskussionen werden in der
Westschweiz weniger emotional ge-
führt als in der Deutschschweiz. Sie
sindweniger verpolitisiert. Ichwar vor
meiner Wahl in den Bundesrat Direk-
torineinerFachhochschule.Dort erleb-
te ich Diskussionen zu Sexualität und
Geschlecht alsAuslöser vonviel positi-
ver Dynamik, von Vielfalt, Kreativität
undRespekt. SokommtunsereGesell-
schaft voran.

InderDeutschschweiz siehtdas
anders aus.DieZürcherGemeinde
StäfamusstewegenDrohungen
einen«Gender-Tag»anderSchule
absagen.Was sagenSiedazu?
Unsere Demokratie beruht auf Res-
pekt gegenüber Minderheiten und
gegenseitigemVerständnis. Die «Ehe
für alle» war ein starkes Signal, dass
sich dieGesellschaftweiterentwickeln
möchte.DieEreignisse in Stäfa deuten
in eine andere Richtung, und das be-
daure ich. Ich verstehe nicht, dassman
Schulen vorschreibenwill, nur ein be-
stimmtes traditionellesGeschlechter-
modell zu verbreiten. Im Lehrplan
21 steht klar, dass das Kennenlernen
der eigenen Sexualität, dazu zählt
auchdie sexuelle Identität, wichtig ist.
DieTonalität imFall Stäfamachtmich
traurig.

Ist dieserRespekt inGefahr?
ImFall vonStäfakameszu
Morddrohungen.
Ja, es ist traurig und gefährlich, wenn
die Grundsätze unseres Zusammen-
lebens infrage gestellt werden. Es geht
nicht einfach um den Gendertag oder
um Links oder Rechts. Es geht um die
Fähigkeit,mit anderenMeinungenum-
zugehen und sie zu akzeptieren. Wir
müssen sehr aufmerksamsein undauf
solche Exzesse reagieren.

ManhatdenEindruck, die SVP
habedenKulturkampfausden
USAkopiert.
IndenUSAundauchanderswosinddie
Demokratien destabilisiert, der Min-
derheitenschutz ist inGefahr. Deshalb
ist eine stabileDemokratiewichtig. Sie
verhindert Exzesse. Mich interessiert
nicht,wer dieseFragen aufbringt, son-
dern wie die Gesellschaft darauf
reagiert.

DiePolarisierungunddamitdie
BedrohungvonPolitikernhat stark
zugenommen. SpürenSiedies als
Bundesrätin?
Ich persönlich nicht. Aber die Gräben
gehen sehr schnell auf und werden
auch schnell sehr tief. Das war bei der

Doris Kleck undOthmar vonMatt

Fast fünf Monate ist es her, seit Elisa-
beth Baume-Schneider ihr Büro im
BundeshausWestbezogenhat.DieMö-
bel sindausgewählt, abernochnichtge-
liefert.AuchbeiLieferfristenhabenRe-
gierungsmitglieder keine Vorteile in
diesem Land. Die Wände sind noch
kahl. Bilder wird die Jurassierin erst
auswählen, wenn dieMöbel da sind.

Dafür stechen die vielen, bunten
Blumen ins Auge. Den Schwarznasen-
schafen gehe es gut, antwortet sie auf
die obligate Frage – und fügt an: Nein,
diese Frage nerve sie nicht. Die Schafe
gehörten zu ihr, der Bauerntochter.
Aber sie macht klar, dass sie nicht auf
dieSchwarznasenschafe reduziertwer-
denwill.

FrauBundesrätin, suchenSie
NewsaufGoogle?
ElisabethBaume-Schneider:Daskommt
vor, ja. Für mich ist die Qualität der
Nachrichten entscheidend. Die Infor-
mationen müssen richtig und nützlich
sein.

Sie sindaufTwitterundauf
Facebook.
Ja, aber nicht sehr aktiv.Undauf Insta-
gram bin ich noch gar nicht. Ich bin
keine Künstlerin der sozialen Medien.
Mir ist nebenderQualität der Informa-
tionen auch die Herkunft einer Nach-
richt zentral. Deshalb ist das Gesetz
zumLeistungsschutzrecht auch derart
wichtig. Wir haben es diese Woche in
die Vernehmlassung geschickt. Mir
geht esdarum,dass jene richtigbezahlt
werden, welche die Informationen er-
arbeiten. Deshalb brauchen wir eine
gerechte Entschädigung der Medien-
inhalte.

SiehabendenTech-Gigantenden
Kampfangesagt,Google&Co.
sollendenSchweizerVerlagen
Millionenbezahlen.Was läuft
heute falsch?
Die grossen Plattformen sind der Ort,
wowirnach Informationensuchen.Wir
müsseneinneuesGleichgewicht schaf-
fen zwischen den Tech-Giganten und
denVerlagen.Tunwir dasnicht, ist die
Qualität der Informationennichtmehr
garantiert. Das wäre ein Problem für
dieDemokratie.

Vordergründiggeht esbeim
Leistungsschutzrechtumdas
Urheberrecht.Aber eigentlich
geht esummehr –umdie
Demokratie?
Ja! Information ist dieDNAderDemo-
kratie.DashatderAbstimmungskampf
umdasMediengesetzgezeigt. Informa-
tionen müssen nicht nur von hoher

Qualität sein, siemüssen auch in allen
Regionen verfügbar sein. Es darf nicht
sein, dass es nur noch grosse Techno-
logiekonzerneundgrosseMedienhäu-
ser gibt – und die kleinen aussterben.

Es sindvor allemdiegrossen
Medienhäuser, diedasLeistungs-
schutzrecht fordern.Wie stellen
Sie sicher, dass auchdiekleinen
Medienhäuserprofitieren?
Anders als in der EU ist das Leistungs-
schutzrecht bei uns so ausgestaltet,
dass alle Medienhäuser von der Ver-
gütungder Snippets – alsoderTextaus-
schnitte– durch Google & Co. profitie-
ren. Dank der kollektiven Verwertung
profitieren auch die kleinen Verlage.
Die Vergütung der Tech-Firmen wird
aber leidernicht reichen, umdie struk-
turellen Probleme der Schweizer Me-
dien zu lösen.

WievielGeldwirddas
Leistungsschutzrecht
denVerlagenbringen?
Das kannmanheute nochnicht sagen.
Aber es gibt eine Studie desVerbandes
SchweizerMedien. Darin wird ein An-
spruch auf 154Millionen Franken ge-
schätzt.

Das ist dochkeine realistische
Schätzung.
Das weiss ich nicht. Andere sagen, es
gebe gar keinGeld für die Verlage. Die
Wahrheit liegt wohl irgendwo dazwi-
schen. Es ist aber tatsächlich schwer
vorstellbar, dassdereinst 154Millionen
FrankenunterdenMedienhäusernver-
teilt werden können.

DieGegner sprechenvoneiner
Linksteuer.TeilenundVerlinken
gehöre zumWesendes Internets.
WollenSiedieFreiheit des
Internets beschneiden?
Nein.UnserGesetzesvorschlag ist – im
Gegensatz zur Regulierung der EU –
nicht auf Verbote ausgerichtet. In
Deutschland können Verlage Google
dieVerbreitungvonSnippets verbieten.
Bei uns ist die Informations- undMei-
nungsfreiheit gewährleistet. Es gibt
keine Polizei, die bestimmt, welche
InformationenaufdenPlattformenge-
teilt werden dürfen. Ausserdem: Für
dieVerbreitungvonLinksohneText ist
keine Vergütung vorgesehen.

Gleichzeitig sinddieMedienhäuser
aufdieTechgigantenangewiesen.
Sie teilenArtikel viaTwitter oder
Facebook.Ohne Internetgiganten
keineReichweite.
Sie haben recht, das ist eine paradoxe
Situation. Die Medien brauchen die
Internetgiganten – und umgekehrt.
Doch das System funktioniert eben

nichtmehr,wennderkleineMedienan-
bieter verschwindet, weil ihm die Res-
sourcen fehlen. Dann fehlen Google
auch qualitativ gute Informationen.

EinThema,dasdieMedienhäuser
starkbeschäftigt, ist derUmgang
mit künstlicher Intelligenz (KI).
AuchChatbots stützen sichauf
journalistische Informationen.
Weshalbbeziehtder vorgesehene
GesetzestextKInicht ein?
Wir stellen inderVernehmlassungFra-
gen zur Regulierung der künstlichen
Intelligenz. Fürmich ist klar:Wirmüs-
sendies aufnehmen.Wir könnennicht
das Urheberrecht reformieren, ohne
dieKI zu berücksichtigen. Sie ist in der
Gesellschaft angekommen.Mir ist aber

noch nicht klar, wie wir das rechtlich
tun können. Übrigensmachen ja nicht
nur Journalistinnen und Journalisten
Chatbots besser.

Sondern?
AlleMenschen,die sich imInternetbe-
wegen. So gesehen, bin auch ich eine
Art Mitarbeiterin dieses Unterneh-
mens.

SienutzenChatbotswieChatGPT?
Klar, habe ich das ausprobiert. Ich bin
ein neugieriger Mensch und will wis-
sen, wovon ich rede.

WashabenSie gefragt?
(lacht)Wer istElisabethBaume-Schnei-
der?

Zur Person

Elisabeth Schneider wuchs auf einem
Bauernhof in Les Bois auf. Ihre Eltern
sprachen Schweizerdeutsch. Baume-
Schneider studierte Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften an der Uni Neu-
enburg. Sie schloss mit dem Lizenziat
in Sozialwissenschaften zum Thema
bäuerliche Identität ab. Von 2002 bis
2015 war sie Mitglied der jurassischen
Regierung. Dann leitete sie die Hoch-
schule für Soziale Arbeit und Gesund-
heit. 2019 wurde sie in den Ständerat
gewählt – und 2022 in den Bundesrat.
Sie ist verheiratet undMutter zweier er-
wachsener Söhne. (att)

«Ich kannnicht einfacheinsameEntscheide fällen
aus meinem Büro heraus», sagt Bundesrätin
Elisabeth Baume-Schneider. Bild: Severin Bigler
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Ron DeSantis
im Gegenwind
Der Republikaner aus Florida stolpert
zumAuftakt seinesWahlkampfes.

Renzo Ruf, Washington

Für den frischgebackenen Prä-
sidentschaftskandidaten Ron
DeSantis endete die Woche,
endlich, mit einer guten Nach-
richt. Gegen 8,2 Millionen Dol-
lar anSpendengeldernhabeder
Republikaner in den ersten 24
Stunden seines Wahlkampfes
eingesammelt, meldete sein
Stab in der Nacht auf Freitag.
Eine stolze Summe, auch wenn
solcheZahlen aufgrundderTü-
ckender amerikanischenWahl-
finanzierungsgesetze immermit
Vorsicht zu geniessen sind.

Dass DeSantis es für not-
wendig hielt, die Höhe seiner
Spendengelder so schnell als
möglichpublik zumachen,deu-
tet auf eine gewisse Nervosität
hin.Dashatmit derDauerkritik
seines einstigen ZiehvatersDo-
nald Trump zu tun, der er stän-
dig ausgesetzt ist. Der ehemali-
gePräsidentbeschimpfte seinen
schärfsten innerparteilichen
Rivalen diese Woche online als
einen «höchst durchschnittli-
chen Gouverneur» und «Nar-
ren», der keine Ahnung habe,
was er tue. DieWähler in Flori-
da teilen diese Meinung nicht.
Sie bestätigtenDeSantis imver-
gangenen November mit 59
Prozent der Stimmen imAmt.

Begründen lässt sich diese
Nervosität aber auch mit den
Eigentoren, die DeSantis zum
Auftakt seinermit Spannunger-
warteten Kampagne schoss. So
entschied er sich, die alles ent-
scheidenden Worte «I am run-
ning for President of theUnited
States» imBeisein vonTechno-
logie-Tausendsassa Elon Musk
auszusprechen, während einer
LivesendungaufdemKurznach-
richtendienst Twitter. Das Pro-
gramm begann allerdings erst
mit einerhalbenStundeVerspä-
tung, weil Musks Plattform
unter dem Zuschauer-Ansturm
zusammenbrach.

Das war peinlich und sorgte
für viel Spott, vor allem in Wa-
shington, wo der introvertierte
Ron DeSantis nach einem kur-
zenGastspiel imnationalenRe-
präsentantenhaus von 2013 bis
2018keineFreundezurückliess.
Die Episode warf auch ein
Schlaglicht auf diewohl grösste
SchwächedesGouverneurs. Für
den44 JahrealtenRepublikaner
ist Politik eine Kampfsportart,
undentwedergewinntmanoder
manverliert. Er ist derart fixiert

auf die tägliche Konfrontation
mitdempolitischenGegner, auf
«das Gewinnen», dass er dabei
vergisst,wieganznormaleMen-
schen denken und sprechen.

Hinzu kommt: In den ver-
gangenenvier Jahrenbaute sich
DeSantis in Florida, dem dritt-
grössten Bundesstaat der USA,
ein eigenesMedien-Ökosystem
auf.Publikationenwie«TheFlo-
ridaStandard»verbreiten seine
Botschaften ungefiltert weiter,
ohnekritischeNachfragenoder
Kommentare. Das mag der ra-
biaten Basis der Republikani-
schen Partei gefallen. Aber es
führt eben auch dazu, dass De-
Santis nunklingtwie eineKopie
des ehemaligenTV-Moderators
Tucker Carlson. So spricht er
ständig über den «woke mob»,
den aufgeklärten Pöbel, oder er
wettert gegendie«gender ideo-
logy», dieGender-Ideologie.

Heisst ernun«Deh-Santis»
oder«Dee-Santis»?
Das wirkt alles gekünstelt, als
spielederblitzgescheiteDeSan-
tis –AbsolventderYaleUniversi-
ty und der Harvard Law School
– bloss den rechtenVolkstribun.
Hartnäckig halten sich in die-
sem Zusammenhang die Ge-
rüchte, dass es vor allem seine
Frau Casey sei, die DeSantis zu
einer Präsidentschaftskandida-
tur gedrängt habe. Die 42 Jahre
alte Casey, früher als Fernseh-
moderatorin tätig,waresangeb-
lich auch, die DeSantis davon
überzeugte, seinenNachnamen
anders auszusprechen – «Deh-
Santis» statt «Dee-Santis». Ein
höchst ungewöhnlicher Schritt
für einen langjährigenPolitiker.

Trump wird solche politi-
schenVerrenkungengnadenlos
ausnützenundsichüberDeSan-
tis lustig machen. Der Gouver-
neurkönnte solcheAngriffepro-
blemlos parieren, bietet Trump
doch ausreichend Angriffsflä-
che. Aber bisher schreckte De-
Santis weitgehend vor direkter
Kritik am Ex-Präsidenten zu-
rück. Indirekt kritisierte er ihn
dafür, dass er die Präsidenten-
wahl 2020verlorenhat.Undder
Gouverneur scheint zuarrogant
zu sein, um öffentlich Schwä-
chen einzuräumen.

Weil die Vorwahlen der Re-
publikaner wohl erst im Januar
2024beginnen, bleibtDeSantis
noch genugZeit –wenn er denn
bereit ist, eine Kurskorrektur
vorzunehmen.

«Wir müssen auf solche Exzesse reagieren»
WaswardieAntwort?
Dass ich eine Politikerin bin. Aber jün-
ger als in der Realität.

ChatGPTwusstenicht, dass Sie
Bundesrätin sind?
(lacht) Nein.

Fast schonberuhigend, sonst
hätteChatGPThellseherische
Fähigkeiten. SeinKenntnisstand
beruht auf September 2021.Da
warenSienochnicht gewählt.
ZueinemanderenThema. Sie sind
auchGesellschaftsministerin.
Ja, mein Departement ist unglaublich
vielseitig. Die Migrationsfrage steht
stark im Fokus der Öffentlichkeit. An-
dereThemen,bei denen ichviel bewir-
kenkann,werdenwenigerwahrgenom-
men.

InderDeutschschweiz lassen
GenderfragendieWogen
hochgehen. InderRomandie auch?
Genderdiskussionen werden in der
Westschweiz weniger emotional ge-
führt als in der Deutschschweiz. Sie
sindweniger verpolitisiert. Ichwar vor
meiner Wahl in den Bundesrat Direk-
torineinerFachhochschule.Dort erleb-
te ich Diskussionen zu Sexualität und
Geschlecht alsAuslöser vonviel positi-
ver Dynamik, von Vielfalt, Kreativität
undRespekt. SokommtunsereGesell-
schaft voran.

InderDeutschschweiz siehtdas
anders aus.DieZürcherGemeinde
StäfamusstewegenDrohungen
einen«Gender-Tag»anderSchule
absagen.Was sagenSiedazu?
Unsere Demokratie beruht auf Res-
pekt gegenüber Minderheiten und
gegenseitigemVerständnis. Die «Ehe
für alle» war ein starkes Signal, dass
sich dieGesellschaftweiterentwickeln
möchte.DieEreignisse in Stäfa deuten
in eine andere Richtung, und das be-
daure ich. Ich verstehe nicht, dassman
Schulen vorschreibenwill, nur ein be-
stimmtes traditionellesGeschlechter-
modell zu verbreiten. Im Lehrplan
21 steht klar, dass das Kennenlernen
der eigenen Sexualität, dazu zählt
auchdie sexuelle Identität, wichtig ist.
DieTonalität imFall Stäfamachtmich
traurig.

Ist dieserRespekt inGefahr?
ImFall vonStäfakameszu
Morddrohungen.
Ja, es ist traurig und gefährlich, wenn
die Grundsätze unseres Zusammen-
lebens infrage gestellt werden. Es geht
nicht einfach um den Gendertag oder
um Links oder Rechts. Es geht um die
Fähigkeit,mit anderenMeinungenum-
zugehen und sie zu akzeptieren. Wir
müssen sehr aufmerksamsein undauf
solche Exzesse reagieren.

ManhatdenEindruck, die SVP
habedenKulturkampfausden
USAkopiert.
IndenUSAundauchanderswosinddie
Demokratien destabilisiert, der Min-
derheitenschutz ist inGefahr. Deshalb
ist eine stabileDemokratiewichtig. Sie
verhindert Exzesse. Mich interessiert
nicht,wer dieseFragen aufbringt, son-
dern wie die Gesellschaft darauf
reagiert.

DiePolarisierungunddamitdie
BedrohungvonPolitikernhat stark
zugenommen. SpürenSiedies als
Bundesrätin?
Ich persönlich nicht. Aber die Gräben
gehen sehr schnell auf und werden
auch schnell sehr tief. Das war bei der

Covid-Impfungsound ist esheutebeim
Thema Neutralität. Aber wir müssen
klar unterscheiden, wo die Meinungs-
freiheit aufhört und wo Hass und Dis-
kriminierung beginnen.

SVP-NationalratAndreasGlarner
veröffentlichte imFall Stäfadie
TelefonnummereinerLehrerin.
Das ist rechtlich zulässig.Mussda
etwasgeschehen?
Die Bundesverwaltung prüft derzeit
die Frage, wie man rechtlich auf Ge-
walt im Internet reagieren kann – un-
abhängig vomFall Stäfa. Auch das so-
genannte Doxing wird angeschaut,
also dasVeröffentlichen privater Infor-
mationenmit bösenAbsichten. Inmei-
ner Zeit als Bildungsdirektorin im
Kanton Jura habe ich ähnliche Fälle
erlebt. Die Sache ist kompliziert. Leu-
te, die solcheNummernweiterverbrei-
ten, weisen darauf hin, dass diese oh-
nehin auf der Internetseite der Schule
zu finden seien.

Emotional ist auchdie
Migrationsdebatte. Italiennimmt
keineAsylbewerbermehr zurück,
fürdie es gemässDublin zuständig
wäre.Damitwackelt einPfeiler
des europäischenAsylsystems.
NächsteWoche treffenSie Ihren
italienischenAmtskollegen.
WaskönnenSiebewirken?
Ich erwarte keine Wunder. Ich werde
mich davor hüten, Matteo Piantedosi
eine Moralpredigt zu halten. Die
Situation in Süditalien ist wirklich
schwierig. Dennoch ist es wichtig, zu
sagen: Wir erwarten, dass Italien die
Regeln von Schengen/Dublin respek-
tiert und die Asylsuchenden zurück-
nimmt, für die das Land zuständig ist.
Ichwerdemit demMinister aber auch
Projekte imMigrationsbereich disku-
tieren. Die Schweiz hat Geld dafür im
Rahmen des zweiten Schweizer Bei-
trags an die EU imMigrationsbereich
budgetiert.

Das ist sehr schweizerisch: Sie
reisenmit einemKoffervollGeld
nachRomundhoffen,dass Italien
einlenkenwird.
Italien wartet nicht auf Geld aus der
Schweiz. Der Rücknahmestopp hat in-
nenpolitischeGründe.Mir geht es dar-
um,dieSituationzuverbessernundmit
meinem Amtskollegen eine gute, ver-
trauensvolle Beziehung aufzubauen.

VorderBundesratswahlhabenSie
betont, dass Sie einehumanitäre
Flüchtlingspolitikmachenwollen.

LinkeKreise sindnunenttäuscht.
WarenSienaiv?
Nein,mitmeinensechzig Jahrenbin ich
das nicht mehr. Ich mache auch keine
Versprechen. Meine Politik soll aber
meinen Werten entsprechen und hu-
manitär sein. Allerdings wusste ich
schon vor meiner Wahl, dass ich die
Migrationspolitiknicht alleinegestalte.
Ichmache siemitderEU,demBundes-
rat, demParlament undmit der Bevöl-
kerung.Wirmüssen aber alles tun, um
die Würde der Menschen und den
Rechtsstaat zu respektieren. Dafür en-
gagiere ichmich.

ZumBeispiel?
Wichtig ist für mich, die Situation der
minderjährigen, unbegleitetenAsylsu-
chenden zu verbessern. Die Zahlen
steigen.Wirmüssenwirklich eineDis-
kussion über Bildungsprojekte und In-
tegration führen, sonst bekommenwir
einProblem.Humanitärheisst fürmich
aber nicht, dass ich Amnestien für
Flüchtlinge unterzeichne.

Sondern?
Dass ich das Asylsystem ihm Rahmen
meinerVerantwortungwürdiggestalte.
Nehmen Sie die Resettlement-Flücht-
linge.Manhat gesagt, ich sei naiv,weil
ichdiesesProgrammfürdiebesonders
schutzbedürftigen Personen wieder
aufnehmen wollte. Damit bin ich bei
den Kantonen aufgelaufen. Es ist rich-
tig: Ich möchte wieder Resettlement-
Flüchtlinge in die Schweiz holen. Um
daszuerreichen,muss ichmitdenKan-
tonen zusammenarbeiten.

Gibt eshierBewegung?
Derzeit nicht. In der Asylpolitik hat
aber alles einen Zusammenhang.
NächsteWoche entscheidet das Parla-
mentüberKredite für temporäreUnter-
künfte für Flüchtlinge. Mit diesen zu-
sätzlichenBettenbereitet sichderBund
für den Herbst vor, damit er Asylsu-
chende nicht wieder früher als vorge-
sehen den Kantonen zuweisen muss.
Das istwichtig fürdieguteZusammen-
arbeit mit den Kantonen. Werden die
Kantone nicht zusätzlich belastet, sind
sie vielleicht eher bereit, wieder 80
oder 100der verletzlichstenFlüchtlin-
ge aufzunehmen.

SindSie enttäuscht, dass Sie
nichtdurchsetzenkönnen,was
Sieunbedingtmöchten?
Nein. All meine Energie fliesst dahin,
dass meine Werte nicht blosse Worte
bleiben.Enttäuschunggibt keineEner-
gie. Ich fragemich aber jedenTag,was
ich besser machen könnte. Ja, ich bin
unzufriedenmit der SistierungdesRe-
settlement-Programms. Aber ich kann
nicht einfach einsame Entscheide fäl-
len, ausmeinemBüro heraus.

Siekönnten IhrenSpielraum
bessernutzen, sagt dieLinke.
Etwabei derRückführungvon
kroatischenAsylsuchenden,
diedort nachweislich schlecht
behandeltwerden.DieSchweiz
könntedie Souveränitätsklausel
anwendenundentscheiden, die
Verfahren selbst durchzuführen.
BeiKroatienmussmandifferenzieren.
Es gabPushbacks an denAussengren-
zen, das ist inakzeptabel. Bei der Be-
treuung vonDublin-Asylsuchenden im
Landesinnern hingegen haben wir
keine Hinweise auf Misshandlungen.
Aber Sie haben recht, man kann die
Rückführungen unterschiedlich be-
werten. Sie wissen aber auch: Solche
Entscheide kündigt man nicht in
einemMedium an.

«Ichverstehenicht,
dassmanSchulen
vorschreibenwill,
nureinbestimmtes
traditionelles
Geschlechtermodell
zuverbreiten.»

RonDeSantis will im nächsten Jahr zumPräsidentschaftskandidaten
der Republikaner nominiert werden. Bild: Paul Hennessy/Imago
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